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Drogen- und Suchtbericht 2014: Gütersloher Experten lehnen frei zu erhaltendes Cannabis ab

VON

CAROLIN NIEDER-ENTGELMEIER

¥ Gütersloh. Drogen gehören
zum Alltag. Doch nicht nur le-
gale Suchtmittel wie Tabak und
Alkohol, sondern auch Can-
nabis – die am weitesten ver-
breitete illegale Droge in
Deutschland. Das geht aus dem
Drogen- und Suchtbericht der
Bundesregierung hervor. Dem
gegenüber steht der erste al-
ternative Drogen- und Sucht-
bericht, in dem Wissenschaft-
ler die Legalisierung von Can-
nabis fordern. In Gütersloh
lehnen Ärzte und Suchtbera-
ter diese Forderung ab.

„Eine Legalisierung von
Cannabis ist ein Signal in die
falsche Richtung, weil dadurch
der Konsum ansteigen würde.
Das zeigen Untersuchungen aus
Ländern, in denen Cannabis
bereits legal ist“, sagt der Chef-
arzt der auf Suchttherapie spe-
zialisierten Bernhard-Salz-
mann-Klinik des LWL-Klini-
kums, Ulrich Kemper.

Aus dem Drogen- und
Suchtbericht der Bundesregie-
rung, der in der vergangenen
Woche veröffentlicht wurde,
geht hervor, dass der Canna-
biskonsum nach einem jahre-
langen Rückgang im vergan-
genem Jahr wieder angestiegen
ist. Das bestätigt auch Kemper:
„Wir behandeln immer mehr
Patienten, die Probleme durch
Cannabis haben. Dabei wird der
Konsum immer gefährlicher,
weil sich die Konzentration der
Droge ändert“, erklärt Kemper.

Das verursache vor allem bei
jungen Menschen Schäden, weil
sich das Gehirn bis zum 21. Le-
bensjahr noch in einem Reife-
prozess befindet. „Die Ausdif-
ferenzierung des Gehirns wird
durch Drogen gestört, selbst

dann, wenn man noch gar nicht
abhängig ist“, sagt Kemper. Das
könne zu Antriebs- und Kon-
zentrationsstörungen,aberauch
zu einer Veränderung der Per-
sönlichkeit oder zu Psychosen
führen. Insbesondere Cannabis
sorge fürInteressenlosigkeitund
das beeinflusse das gesamte Le-
ben negativ. „Deshalb ist es
wichtig,dassCannabisdurchein
Verbot unattraktiv bleibt.“

Das fordert auch der Fach-
bereichsleiter der Caritas Sucht-
und Drogenhilfe, Peter Kö-
ching: „Mit einer Legalisierung
werden Drogen verharmlost,
weil sie leichter zugänglich sind,
deshalb ist aus präventiver Sicht
ein Verbot von Cannabis sinn-
voll.“ In drei Beratungsstellen
im Kreis bieten Caritas-Mitar-
beiter der Sucht- und Drogen-
hilfe Betroffenen und Angehö-
rigen Beratungen an. Insge-
samt haben Köching und seine
Kollegen 2013 1.200 Klienten
betreut. „40 Prozent der Be-
troffenen sind jünger als 27 Jah-

re. Nicht alle sind abhängig, aber
haben alle Probleme mit Dro-
gen“, sagt Köching. „Deshalb ist
es wichtig, dass Angehörige und
Betroffene wissen, dass sie sich
möglichst früh beraten lassen.“

Im alternativen Drogen- und
Suchtbericht wird eine Reform

der Drogenpolitik gefordert.
Der jahrzehntelange Kampf ge-
gen Cannabis zeige, dass das
Strafrecht nicht geeignet sei, um
Gesundheitspolitik zu betrei-
ben. Kemper hält das Straf-
recht hingegen für angebracht:
„Ich befürworte, dass Konsu-

menten, die mit geringen Men-
gen Cannabis erwischt werden,
nicht sofort strafrechtlich ver-
folgt werden. Ihnen werden
vielmehr Hilfsangebote aufge-
zeigt.“ Menschen, die mit der il-
legalen Droge handeln, drohen
härtere Strafen. „Die strafrecht-
liche Verfolgung von Dealern ist
richtig und wichtig.“

Ebenso problematisch be-
werten Köching und Kemper
den Anstieg des Konsums von
synthetischen Drogen. „Am-
phetamine sind Leistungsdro-
genundderKonsumsteigt“, sagt
Kemper. Diese Einschätzung
teilt auch Köching. „Häufig ste-
hen Konsumenten von Am-
phetaminen mitten im Leben.
Wir haben mit völlig neuen Kli-
enten zu tun“, sagt Köching.

Methamphetamin, besser
bekannt als Crystal Meth, spie-
le derzeit im Kreis Gütersloh
keine große Rolle. „Doch auch
damit werden wir Zukunft ver-
mehrt zutun haben“, vermutet
Köching.
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Peter Köching, Fachbereichsleiter
der Caritas-Drogenhilfe.
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Ulrich Kemper, Chearzt der
Bernhard-Salzmann-Klinik.
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��� Cannabis ist die am weitesten verbreitete illegale Droge in Deutschland. Trotzdem fordern Wissenschaftler im ersten alternative Drogen- und Suchtbe-
richt, dass Cannabis legalisiert wird und dass die Drogenpolitik reformiert wird. In Gütersloh lehnen Experten diese Forderung ab. SYMBOLFOTO: DPA
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¥ Der Alkoholverbrauch
stagniert in Deutschland mit
einem Pro-Kopf-Verbrauch
von rund zehn Litern pro Jahr
im europäischen Vergleich auf
hohem Niveau. Aus dem Dro-
gen- und Suchtbericht der
Bundesregierung geht hervor,
dass 9,5 Millionen Menschen
Alkohol in gesundheitlich ris-
kanter Form trinken. Bei Ju-
gendlichen ist der regelmä-
ßige Konsum leicht zurück
gegangen, allerdings wird das
Rauschtrinken beliebter. Des-
halb fordern Wissenschaftler
in dem ersten alternativen
Drogen- und Suchtbericht,
dass Alkohol teurer und Wer-

bung dafür verboten wird.
„Grundsätzlich glaube ich

nicht, dass Jugendliche viel
mehr Alkohol trinken als in
der Vergangenheit. Dafür ist
jedoch die Bereitschaft, Ju-
gendliche im Vollrausch ins
Krankenhaus zu bringen, ge-
stiegen. Deshalb werden mehr
Fälle statistisch erfasst“, sagt
der Chefarzt der Suchtmedi-
zin des LWL-Klinikums, Ul-
rich Kemper. Trotzdem be-
wertet er das Rauschtrinken als
gefährlich, weil starkes Trin-
ken schwere Folgen haben
kann.

„Die deutsche Alkoholpo-
litik ist katastrophal, weil man

auch hochprozentigen Alko-
hol für ein paar Euro kaufen
kann. Zudem ist Alkohol im-
mer und überall erhältlich und
genau das ist für Jugendliche
interessant“, erklärt Kemper.
Deshalb hofft der Mediziner,
wie auch die Verfasser des al-
ternativen Drogen- und
Suchtberichts, auf eine Re-
form der Alkoholpolitik, ähn-
lich wie bei Tabak. Dass hohe
Preise abschrecken, beweisen
die Zahlen des Drogen- und
Suchtberichts der Bundesre-
gierung. Daraus geht hervor,
dass sich bei jungen Erwach-
senen der Tabakkonsum seit
2001 mehr als halbiert hat.

Auch der Vorsitzende des
Gütersloher Ortsvereins des
blauen Kreuz, Hermann Barg,
hofft auf eine Reform. „Al-
kohol ist in allen gesellschaft-
lichen Bereichen und sozialen
Schichten akzeptiert. Wer
abstinent lebt, fällt auf und
wird ausgegrenzt“, sagt Barg.
Dabei berge jeder Konsum des
Zellgiftes ein Risiko. „Alkohol
sollte teurer werden, damit der
Konsum sinkt.“

Die Selbsthilfegruppe trifft
sich immer montags von 19
bis 20.30 Uhr und samstags
zwischen 15 und 16.30 Uhr im
Haus der Begegnung an der
Kirchstraße 14. (caro)


